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Abstract: Der vorliegende Beitrag untersucht aus interaktionslinguistischer Pers-
pektive, wie Prinzipien deliberativer Demokratie in den Schlichtungsgesprächen 
zu Stuttgart 21 umgesetzt wurden. Wir konzentrieren uns dabei auf Interventio-
nen, in denen der Schlichter Heiner Geißler die Wahrung von Verständlichkeit und 
Interessen der Bürger/-innen anmahnt, sowie Verletzungen der Wahrheitsnorm 
sanktioniert. Wir zeigen, wie Bürger/-innen sowie Normen und Werte rhetorisch als 
Ressource für das Einhalten von Verfahrensregeln genutzt werden, aber auch den 
Interessen des Schlichters selbst dienen. Dabei werden die Verfahrenswerte nicht 
immer einheitlich priorisiert. Die zugrunde liegende politische Diskussion wird zu 
Gunsten der Durchsetzung des Konstrukts ‚Faktenschlichtung‘ ausgeklammert.

1  �Einleitung 
Die Proteste gegen das Projekt ‚Stuttgart 21‘ im Jahr 2010 zeigen aufschlussreich, 
wie ein Konflikt eskalieren kann, wenn politische Entscheidungsfindung über die 
Köpfe von Bürger/-innen hinweg geschieht. Der Konflikt wurde daher mit einer 
Krise der repräsentativen Demokratie in Verbindung gebracht (z. B. Conradi 2010).

In Abgrenzung zur repräsentativen Demokratie formulierten im 20. Jahrhun-
dert Politikwissenschaftler/-innen und Philosoph/-innen Begründungen, Ideale 
und mögliche Umsetzungen deliberativer Demokratie (Barber 1984; Habermas 
1992; Rawls 1993; Gutmann/Thompson 1996; Young 2000). Deliberative Modelle 
betonen die Relevanz der Partizipation von Bürger/-innen und postulieren deren 
Meinungs- und Willensbildung als Grundlage für politische Entscheidungen. 

Das für eine breite Öffentlichkeit im Fernsehen übertragene Schlichtungsver-
fahren zu Stuttgart 21 wurde vor allem zur Befriedung des Konflikts eröffnet, damit 
einhergehend aber auch, um der als postdemokratisch empfundenen Politik mit 
mehr Partizipation in Form von informierter Meinungsbildung der Bürger/-innen 
zu begegnen. Dabei orientiert sich der Schlichter Heiner Geißler an verschiedenen 
Idealen deliberativer Demokratie, etwa am Zugänglichmachen und der Verständ-
lichkeit aller Informationen für alle sowie an einem rationalen und in Bezug auf 
Beteiligungsrechte fairen Austausch von Argumenten und Gegenargumenten. 
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Etwas mehr als zehn Jahre nach dem Schlichtungsverfahren untersucht der 
vorliegende Beitrag aus interaktionslinguistischer Perspektive, wie der Schlichter 
Heiner Geißler sich in seinem sprachlichen und gesprächsorganisatorischen Han-
deln an diesen deliberativen Prinzipien orientiert und ob ihm dies konsequent 
gelingt. 

Wir geben zunächst einen Überblick über den Anlass, die Teilnehmerkonstel-
lation und die Struktur der Schlichtungsgespräche (Kap. 2). Daraufhin skizzieren 
wir die Grundprinzipien deliberativer Demokratie sowie Forschungsergebnisse zu 
den Schlichtungsgesprächen und zu Schlichtungen, Mediationen und politischen 
Debatten im Allgemeinen (Kap. 3). Nach der Skizzierung der Fragestellung (Kap. 4) 
und der Datengrundlage (Kap. 5), bildet den Hauptteil des Beitrags die Analyse 
der Rolle des Schlichters Heiner Geißler und seiner Orientierung an deliberativen 
Prinzipien (Kap. 6). Die Ergebnisse werden abschließend mit Hinblick auf lingu-
istisch-pragmatische Aspekte sowie auf die Bewertung der Umsetzung delibera-
tiver Elemente diskutiert. 

2  �Anlass, Teilnehmerkonstellation und Struktur 
der S21-Schlichtungsgespräche 

Das Verkehrs- und Städtebau-Projekt ‚Stuttgart 21‘ zur Neuordnung des Eisen-
bahnknotens Stuttgart, dessen Planung bereits in den 1990er Jahren begonnen 
wurde, erregte erst ab Februar 2010 mit dem Baubeginn die Aufmerksamkeit einer 
breiteren Öffentlichkeit. Aufgrund finanzieller und ökologischer Bedenken sowie 
einer kritischen Bewertung der als hegemonial und postdemokratisch empfunde-
nen Entscheidungsfindung (von Staden 2020, S. 90 f.) starteten bundesweit wahr-
genommene Proteste, bei denen es am ‚Schwarzen Donnerstag‘ am 30. Septem-
ber 2010 mehrere hundert Verletzte gab (ebd. 2020, S. 99). 

Kurz darauf wurde von der baden-württembergischen Landesregierung im 
Oktober ein öffentliches Schlichtungsverfahren eingeleitet, das vom Schlichter 
Heiner Geißler als demokratisches Experiment1 und eine neue Form der Kommu-

1 So etwa am Vormittag des zweiten Schlichtungstags.
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nikation zwischen Regierungen und Zivilgesellschaft (DIE ZEIT 2010) bezeichnet 
wurde. Die Schlichtung fand vom 22. Oktober bis 30. November 2010 in neun 
Schlichtungssitzungen statt und wurde live in SWR und Phoenix mit beträcht
lichen Einschaltquoten übertragen.2 

An den neun Schlichtungssitzungen nahmen insgesamt etwa 70 Personen teil. 
Als Schlichter und Vorsitzender war Heiner Geißler für die Einhaltung des zeit-
lichen und strukturellen Ablaufs jeder Sitzung verantwortlich, er übertrug das 
Rederecht und formulierte am Ende der Verhandlungen einen – rechtlich nicht 
bindenden – Schlichterspruch. 

Neben Geißler gab es je sieben Teilnehmende seitens der Projektbefürworter 
sowie der Projektgegner. Es handelte sich um politische Vertreter/-innen der CDU-
Landesregierung bzw. der Opposition (DIE GRÜNEN und SPD) oder diesen nahe-
stehende Funktionäre. Jede Seite konnte anlass- und themenbezogen Expert/ 
-innen einladen, die mit Präsentationen zur Diskussion beitrugen. Darüber hin-
aus gab es weitere Teilnehmende, wie neutrale Wirtschaftsprüfer, Assistent/ 
-innen, Stenograph/-innen und Journalist/-innen (vgl. Reineke 2016, S. 65–75). 

Durch die öffentliche Übertragung im Fernsehen adressierten in Diskussionen 
die Teilnehmenden nicht nur einander, sondern auch das Publikum vor den Fern-
sehern (ebd., S. 72). Da Hauptziele der Schlichtung die Befriedung des Konflikts 
und informierte Meinungsbildung waren, ist das zuschauende Publikum immer 
zugleich auch indirekter Adressat („indirect target“, Levinson 1988, S. 197) von 
Wortbeiträgen. Für die Mitglieder der beteiligten Parteien bot die Schlichtung 
daher auch die Möglichkeit zur parteipolitischen Auseinandersetzung mit Blick 
auf den Wahlkampf (vgl. von Staden 2020, S. 132; Eisele 2011, S. 135). 

Der idealtypische Ablauf der einzelnen Sitzungen sah Präsentationen zu 
spezifischen Themen sowie moderierte Diskussionsslots vor, in denen Geißler 
eine Rednerliste führte. Nur der Schlichter war autorisiert die Sprechenden zu 
unterbrechen.

2 Die durchschnittlichen Einschaltquoten beim Nachrichtensender Phoenix lagen bei ca. 2 %, 
beim SWR sogar bei ca. 5,2 %, womit pro Tag etwa 60.000 Zuschauer/-innen einschalteten (vgl. 
Krause 2010).
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3  �Forschungsüberblick 

3.1  �Deliberative Demokratie 

Der Konflikt um Stuttgart 21 kann als „beispielhaft für die hegemoniale Logik in 
postdemokratischen Zeiten angesehen werden“ (von Staden 2020, S. 16). Auch um 
diesem Problem zu begegnen, orientiert sich das Schlichtungsverfahren an Ele-
menten und Werten deliberativer Demokratie. Deliberative und partizipatorische 
Demokratiemodelle werden in Politologie und Philosophie in Abgrenzung oder als 
Ergänzung zu aggregativen Demokratiemodellen wie der repräsentativen Demo-
kratie diskutiert (z. B. Barber 1984; Gutmann/Thompson 1996; Young 2000), bei 
denen Wahlen den primären Akt politischer Beteiligung darstellen und gewählte 
Vertreter/-innen für die Bürger/-innen sprechen und entscheiden (Barber 1984, 
S. 146; Young 2000, S. 22). Dies hat direkte Auswirkungen auf die Bewertung poli-
tischer Entscheidungen als (il)legitim und (in)akzeptabel durch die Bevölkerung 
(Young 2000, S. 21), so wie es etwa in den Protesten gegen Stuttgart 21 sichtbar 
wurde. 

Deliberative und partizipatorische Demokratiemodelle hingegen betonen die 
Relevanz von Partizipation durch öffentliche Diskurse mit für alle zugänglichen 
Informationen und der Ermöglichung des rationalen Austauschs von Argumenten 
zwecks öffentlicher Meinungs- und Willensbildung als Grundlage für politische 
Entscheidungen (vgl. Habermas 1992). 

Die Grundidee deliberativer Demokratiemodelle ist die, dass Dissens nicht 
durch Wahlen gelöst, also nicht die Minderheitenmeinung gegenüber der zahlen-
mäßig stärkeren Mehrheitsmeinung ignoriert wird. Dissens soll im öffentlichen 
und vernünftigen Austausch und mit einvernehmlich akzeptierten Entscheidungen 
konstruktiv bearbeitet und aufgelöst werden (Gutmann/Thompson 1996, S. 1). 
Dabei ist Reziprozität im Sinne wechselseitigen Respekts vor und des Zuhörens 
von anderen Personen unentbehrlich (Gutmann/Thompson 1996, Kap. 2; Dobson 
2014, Kap. 4). Im Rahmen des offenen dialogischen argumentativen Austauschs 
über Probleme, Konflikte und (Eigen-)Interessen werden zudem Inklusion, politi-
sche Gleichheit und Vernunft betont (Habermas 1992; Rawls 1993; Knight/Johnson 
1997; Young 2000, S. 22). Für die Sicherung guter Entscheidungen ist die Rechen-
schaftspflicht (accountability) bzw. Verantwortlichkeit der Beteiligten im Rahmen 
dieser Grundprinzipien unabdingbar, nicht nur gegenüber Gleichgesinnten, son-
dern auch gegenüber anderen Gemeinschaften sowie zukünftigen Generationen 
(vgl. Gutmann/Thompson 1996, Kap. 4; vgl. auch Habermas 1992, Kap. 8). 

Eine grundlegende und nicht unumstrittene Prämisse dieser Vorstellungen 
ist die, dass nicht das quantitativ dominierende Argument gewinnt, dem die meis-
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ten Personen zustimmen, sondern das qualitativ überzeugende Argument, das aus 
Sicht der Gemeinschaft das beste und vernünftigste ist (Habermas 1992, S. 367 f.; 
Young 2000, S. 23). Einige Vertreter/-innen deliberativer Demokratiemodelle stel-
len damit einen normativen theoretischen Zusammenhang zwischen Demokra-
tie, Vernunft und Gerechtigkeit her (z. B. Young 2000, S. 27 f.). 

Beim Aufeinandertreffen von Ideal und Realität zeigt sich, dass die „Einheits-
suggestion“ (Thaa 2013, S. 12) nicht unproblematisch ist: Wenn Bürger/-innen sich 
auf das vermeintlich beste Argument einigen, wird im Zweifel eine Mehrheit pos-
tuliert, die es nicht gibt. Als Konsequenz werden abweichende Ansichten eher 
exkludiert als inkludiert, was umso problematischer ist, je unterschiedlicher die 
Werte, Perspektiven und Vorschläge sind und je größer der Konflikt von (Teil-)
Gruppen ist (Young 2000, S. 40 f.) – so wie es auch in den Schlichtungsgesprä-
chen zu Stuttgart 21 der Fall ist. 

Problematisch ist auch, dass strukturelle und kommunikative Ungleichheiten 
zu nur vermeintlicher Einigkeit führen können, etwa durch die Privilegierung von 
eher gebildeten und rhetorisch geschulten Personengruppen aufgrund ihres Kom-
munikations- und Argumentationsstils (Young 2000, S. 38; Knight/Johnson 1997). 
Auch dieser Umstand zeigt sich in den S21-Schlichtungsgesprächen, in denen 
erfahrene Führungspersönlichkeiten aus Politik und Wirtschaft auf teils weniger 
rhetorisch versierte Personen trafen. 

3.2  �Forschung zu den S21-Schlichtungsgesprächen

Nur wenige linguistische Untersuchungen befassen sich schwerpunktmäßig mit 
Phänomenen in den S21-Schlichtungsgesprächen (etwa Deppermann 2015 zu 
Aushandlungen des Ökologie-Begriffs; Reineke 2016 zu Wissenszuschreibungen; 
Helmer 2021 zu Interpretations-Praktiken und Helmer i. Dr. zu Strategie- und 
Intentionszuschreibungen). 

Forscher/-innen aus den Politik-, Rechts- und Kommunikationswissenschaf-
ten sowie der Philosophie haben sich hingegen ausführlich mit der Schlichtung 
zu Stuttgart 21 beschäftigt (etwa Conradi 2010; Eisele 2011; Brettschneider 2011; 
Geis 2012; Brettschneider/Schuster (Hg.) 2013; Nagel 2016). Ein Schwerpunkt ist 
die Bewertung des Schlichtungsverfahrens im Kontext von repräsentativer sowie 
deliberativer Demokratie. Dabei werden die Transparenz und die Bereitstellung 
von Informationen für die breite Öffentlichkeit hervorgehoben, mit der der Sach- 
und Fachverstand der interessierten Bevölkerung wuchs (von Staden 2020, S. 124; 
Conradi 2010, S. 231; Eisele 2011, S. 115; Geis 2012, S. 152). Zudem wurde gewür-
digt, dass die Schlichtung als Korrektiv politisch gefällter Entscheidungen fun-
gierte (Conradi 2010; Brettschneider 2013; Thaa 2013). 
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Die Forschung zeigt jedoch auch die Gefahren und Probleme des Formats 
(Conradi 2010; Eisele 2011; Geis 2012; Thaa 2013; von Staden 2020). Thaa (2013) 
verweist auf „strukturelle Ungleichheiten hinter dem kommunikativen Prozess des 
Austauschs von Argumenten und Gegenargumenten“ (ebd., S. 12). Moniert wird 
auch, dass die öffentliche Übertragung eine Offenlegung aller Interessen aller 
Beteiligtengruppen verhinderte, wie es in einer echten Mediation in der sogenann-
ten ‚Interessensphase‘ möglich gewesen wäre (Eisele 2011). Auch die Tatsache, 
dass das Ziel des Verfahrens nicht klar definiert wurde und der Schlichterspruch 
zwar nicht bindend war, aber faktisch enormen Druck zur Annahme erzeugte, 
wurde kritisiert (Eisele 2011; Thaa 2013; von Staden 2020). Kritisch wurde zudem 
diskutiert, dass Befriedung und Versachlichung durch die Reduzierung des Kon-
flikts auf einen Sach- und Fachkonflikt mit Entpolitisierung einherging (Geis 2012). 

3.3  �Die Schlichtungsgespräche zu Stuttgart 21 – Schlichtung, 
Mediation oder politische Debatte? 

Das öffentliche und medial vermittelte Streitbeilegungsverfahren zu Stuttgart 21 
hat Ähnlichkeiten mit verschiedenen Gattungen. Mit der Gattung der ‚Schlich-
tung‘, wie die Gespräche offiziell genannt wurden, haben sie etwa die große 
Gestaltungsfreiheit des Schlichters und die Fällung eines Schlichterspruchs am 
Ende des Verfahrens gemein (Eisele 2011; vgl. auch Reineke 2016, S. 65–75). Auch 
als ‚Mediation‘ wurden die Gespräche in den Medien bezeichnet (etwa Ziel-
cke 2010). Dass Heiner Geißler sich zwar Elementen der Mediation bedient, aber 
diese Gattungszuordnung formal nicht korrekt ist, zeigt Eisele (2011). Elemente 
beider außergerichtlicher Verfahren zeigen sich in der prinzipiellen Freiwilligkeit 
und Ergebnisoffenheit des Verfahrens und in der für Schlichtungen und Media-
tionen typischen Gesprächsorganisation, nach der das Rederecht nach jedem 
Beitrag wieder an den Schlichter Heiner Geißler zurückfällt (Garcia 1991; Noth-
durft (Hg.) 1995). Er nutzt dies zum Teil strategisch, um detailliertere oder ver-
ständlichere Informationen zu elizitieren und um Diskussionen konstruktiv abzu-
brechen (Helmer 2021). Auch andere Handlungen entsprechen der typischen 
Mediator/-innen- bzw. Schlichter/-innenrolle, wie sie in konversationsanalytischer 
Forschung untersucht wurden: Neben der strikten Einhaltung und teilweise 
expliziten Bezugnahme auf seine Neutralität und Rationalität (Nothdurft/Spranz-
Fogasy 1986; Greatbatch/Dingwall 1990; Jacobs 2002) wendet Geißler Strategien 
an, Neutralität anlassbezogen zu umgehen und Stellung zu nehmen, ohne seine 
Unparteilichkeit zu verlieren (Greatbatch/Dingwall 1990 zu „selective facilita-
tion“; s. a. Nothdurft (Hg.) 1997; Reitemeier/Spranz-Fogasy 2003). Ebenso nutzt er 
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bestimmte Frageformate oder Reformulierungen, um mit Widerstand von Teil-
nehmenden und eskalativen Momenten umzugehen (Greatbatch/Dingwall 1994; 
Nothdurft (Hg.) 1997; Jacobs 2002; Reitemeier/Spranz-Fogasy 2003; Stokoe/Sikve-
land 2016). 

Das Verhalten der übrigen Teilnehmenden hingegen rückt die öffentliche 
Schlichtung bisweilen in die Nähe zu öffentlichen politischen Debatten und poli-
tischen Talkshows mit entsprechenden rhetorischen Strategien zur Selbst- und 
Fremdpositionierung und Publikumsbeeinflussung (vgl. Atkinson 1984; Heritage/
Greatbatch 1986; Hutchby 2006). Ein großer Unterschied etwa zu politischen 
Talkshows ist jedoch, dass die Öffentlichkeit zwar konstitutiv für das Verfahren 
ist (Reineke 2016, S. 65–75), die Schlichtung aber nicht als ‚Spektakel‘ für das 
Publikum gerahmt wird (wie Hutchby 2006 es für Talkshows beschreibt) – im 
Vordergrund steht der Informationswert des Verfahrens für die Öffentlichkeit, 
nicht die Eskalation. Der Schlichter Heiner Geißler versucht die Auseinanderset-
zungen konsequent zu befrieden und dabei Sach- und Fachinformationen für das 
Publikum verständlich werden zu lassen. 

4  �Fragestellungen 
Um einschätzen zu können, wie Geißler die Ansprüche an das Verfahren zu 
gewährleisten und zur Befriedung, Transparenz und informierten Meinungsbil-
dung beizutragen versucht, beschäftigen wir uns mit zwei Fragestellungen: 

	– Wie versucht der Schlichter, Verständlichkeit für die breite Öffentlichkeit in 
den Schlichtungssitzungen zu sichern, und welches Bild von Wissen und Inte-
ressen der Öffentlichkeit wird dabei von ihm zugrunde gelegt? 

	– Wann und wie sanktioniert Geißler Teilnehmende, und welche Kommunika
tionsideologien/-werte werden dabei in Anspruch genommen? 

5  �Datengrundlage 
Grundlage der Untersuchung sind vier vollständige Schlichtungsgespräche, die 
in der Datenbank für Gesprochenes Deutsch (dgd.ids-mannheim.de) als Video 
und vollständig transkribiert vorliegen. Heiner Geißlers Sprecherbeiträge wurden 
in diesen ca. 21,5 Stunden exhaustiv nach verschiedenen Kriterien annotiert.3 

3 Wir danken Mojenn Schubert herzlich für ihre wertvolle Hilfe. 
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Annotiert wurden z. B. alle Momente, in denen Geißler Reformulierungen vorhe-
riger Sprecher/-innen vornimmt, in denen er Teilnehmende unterbricht oder auf 
deren Vorschläge reagiert. Für die vorliegende Studie sind die Momente zentral, 
in denen Geißler in seinen Beiträgen auf das Publikum bzw. die Öffentlichkeit 
verweist – häufig im Rahmen eines Appells für Verständlichkeit – und in denen 
er Teilnehmende sanktioniert – häufig mit dem Verweis auf grundlegende Werte 
und Normen des Schlichtungsverfahrens. Alle Stellen in den untersuchten Gesprä-
chen, in denen entsprechende Aktivitäten vorkommen, haben wir in Einzelfall-
analysen im Detail betrachtet. 

6  �Die Rolle des Schlichters in den S21- 
Schlichtungsgesprächen 

Im Folgenden stellen wir anhand von vier Ausschnitten exemplarisch dar, wie 
der Schlichter Geißler in Bezug auf zentrale demokratietheoretisch relevante Ver-
fahrenskriterien agiert. Im Einzelnen zeigen wir, 

	– wie er Interventionen mit Interessen und Verstehensvoraussetzungen, die er 
den Bürger/-innen zuschreibt, rechtfertigt (6.1),

	– wie er Kriterien von Wahrheit und Verfahrensgerechtigkeit benutzt, um 
Redner/-innen zu sanktionieren (6.2).

6.1  �Verständlichkeit und Interessen 

Ein wesentliches Element eines deliberativen Demokratieverständnisses ist die 
Ausrichtung politischer Aushandlungsprozesse an den Verstehensvorausset-
zungen und Interessen der Bürger/-innen. Im Schlichtungsverfahren kommen 
aber lediglich die geladenen Parteienvertreter/-innen und Expert/-innen zu Wort. 
Andere Bürger/-innen haben selbst keine Möglichkeit sich am Verfahren aktiv zu 
beteiligen – sie sind jedoch als rhetorische Ressource in den Argumentationen 
der Parteien und des Schlichters präsent. Während Projektbefürworter/-innen 
und -gegner/-innen sich auf Interessen der Bürger/-innen berufen, um bestimmte 
Agendapunkte durchzusetzen bzw. andere auszuschließen, agiert der Schlichter 
Geißler oft als Sachwalter der Sicherung der Verständlichkeit der Verhandlungen 
für die Bürger/-innen. 

Vor allem in Darstellungen von Expert/-innen interveniert Geißler des Öfteren, 
indem er Verständlichkeitsdefizite anmahnt und eine alltagssprachliche Formu-
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lierung bzw. Erläuterung von Sachverhalten einfordert. Er tut dies durch verschie-
dene Arten der Reparaturinitiierung (Egbert 2009, S. 98–105; Birkner et al. 2020, 
S. 356–364), mit denen Formulierungen als für die Bürger/-innen unverständlich 
problematisiert werden. 

In Ausschnitt 1 präsentiert Klaus Arnoldi (KA; ContraS21, Vorsitzender Ver-
kehrsclub Deutschland) das Alternativprojekt ‚K21‘ (Kopfbahnhof 21). Er bezeich-
net dabei das Konzept von K21 auf seinen Folien und im Vortrag als „modulares“ 
(Z. 005):

Ausschnitt 1: FOLK_E_00068_T03_329-365 (01:10:23-01:11:23)

01   KA   °hh Anschließend möchte ich dann (.) die
          modernisierung des KOPFbahnhofs 
          erläutern?
02        (0.46) 
03   KA   °h dAnn noch mal (.) AUsführen was (.) 
          herr conradi schon ANgedeutet hat-
04        (0.68) 
05   KA   stuttgart (.) kopfbahnhof einundzwanzig
          (0.2) ist ein modulares (0.2) konzEpt (0.2)
          das STUfenweise ausgebaut werden kann, 

Hiernach unterbricht Geißler (HG) den Vortrag mit einer Reparaturinitiierung: 
„WAS für_n konzept.“ (Z. 6). Arnoldi wiederholt daraufhin zunächst zweimal den 
Ausdruck „MOdulares“ (Z. 10); Reparaturinitiierung und Wiederholung erfolgen 
nochmals (Z. 13/15). Arnoldi behandelt Geißlers Nachfrage also als akustisches 
Problem (vgl. Selting 1987, S. 72–85). Erst als Geißler in Zeile 17 mit „was“ verdeut-
licht, dass es sich nicht um ein akustisches, sondern ein semantisches Problem 
handelt, liefert Arnold mit „BAUsteine“ (Z. 19) ein Synonym: 

06   HG   WAS für_n konzept. (.) 
07   KA   ein sch
08        (0.35) 
09   XM   (BAUsteine) 
10   KA   MOdulares konzept? 
11        (0.29) 
12   KA   °h 
13   HG   wie? 
14        (0.7) 
15   KA   [ein] MOdulares konze[pt de-] 
16   HG   [mo ]                [moduL ]Ares.
17         was [s       ]
18   PC        [baustein]GRUNDl[age- ] 
19   KA                        [BAUst]eine. 
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20   HG   ja ICH kapier des schon. 
21   KA   h° ha tschuldigung °h ha °h °h °h (.)
          ((schmatzt)) aso l 
22   HG   also sAgen se_s do den LEUten. 

In den Zeilen 20/22 macht Geißler klar, dass nicht er selbst ein Verstehensproblem 
hat, sondern dass er stellvertretend ein Verstehensproblem anzeigt, das er dem 
Publikum („den LEUten“, Z. 22) unterstellt. Geißler agiert als Anwalt eines prototy-
pischen Rezipienten, dem die Bedeutung des fachsprachlichen Ausdrucks ‚modu-
lar‘ nicht bekannt ist, der aber Anspruch auf Verständlichkeit hat. Arnoldi zeigt 
mit seiner umgehenden Entschuldigung in Zeile 21, dass auch er sich der Norm 
verpflichtet fühlt, für Laien verständlich zu formulieren. Nun produziert er nicht 
mehr lediglich ein Synonym, sondern liefert eine sachbezogene, für den ange-
nommenen Laien angepasste Erläuterung, die konkret auf die Planungen von K21 
bezogen ist: 

22   HG   also sA[gen se_s do] den L[EUten.] 
23   KA          [kopf       ]      [kopf  ]bahnhof 
          einundzwanzig besteht aus fÜnf großen
          BAUsteinen? (.) 
24        °h °h die nacheinander und nach bedArf
          (0.36) AUSgebaut werden kÖnnen,
25        °h sodass man also nicht zEhn jahre WARten
          muss bis alles fErtig is wie bei stuttgart
          einundzwanzig,
26        °h sondern man hat mit jedem AUsbau (0.35)
          direkt auch schon einen NUTzen (.) für den
          BAHNkun[den.]
27   HG          [ja  ] (.) so is RECHT- (0.39) 
28   KA   °h <<behaucht>oKAY;> ((Lachansatz)) °h h°
          °hh 
29        zum Abschluss möcht ich dann noch_n
          vergleich machen (.) zwischen stuttgart
          einundzwanzig un KOPFahnhof. h°

Arnoldis Erklärung nimmt Teile seines Vortrags vorweg. Er verweist dabei selbst 
explizit auf den Nutzen des Konzepts K21 für die Bürger/-innen („man“, Z. 25/26). 
Die Reparatursequenz wird von Geißler mit einer positiven Bewertung abge-
schlossen („so is RECHT“, Z.  27), ähnlich wie in schulischen Frage-Antwort-
Bewertungssequenzen (Margutti/Drew 2014). Er verdeutlicht damit, dass er die 
deontische Position des Verfahrenswalters beansprucht und die Einhaltung der 
Spielregeln überwacht und bewertet. 



� Verständlichkeit und Partizipation in den Schlichtungsgesprächen zu Stuttgart 21   273

Dieser Fall ist repräsentativ für zahlreiche Interventionen Geißlers, in denen 
Unverständlichkeit angemahnt wird. Als prototypischer Rezipient wird ein unwis-
sender Laie angenommen, der das normative Kriterium für angemessene, ver-
ständliche Darstellungen abgibt. Das Demokratieideal einer informierten Mei-
nungsbildung auf Basis transparenten Wissens wird in solchen Interventionen 
als fraglose Handlungsorientierung der Schlichtung zugrunde gelegt, die selbst 
keiner weiteren Begründung bedarf.

Wie in Arnoldis Erläuterung deutlich wurde, ist neben ‚Verständlichkeit‘ das 
‚Interesse der Bürger/-innen‘ ein zweites Kriterium, mit dem Bezüge auf das Pub-
likum motiviert werden. Die Parteien und der Schlichter argumentieren dabei oft 
mit divergierenden Interessen der Bürger/-innen. Dadurch wird deutlich, dass die 
Interessen der Bürger/-innen, die in der Schlichtung geltend gemacht werden, 
keine Repräsentationen der faktischen Interessen der Bürger/-innen sind, son-
dern rhetorische Konstruktionen der Sprecher/-innen.4 Sowohl die Parteien als 
auch der Schlichter mobilisieren diese zur Stützung eigener Positionen und für 
gesprächssteuernde Zwecke. 

Eine solche antagonistische Zuschreibung von Interessen an die Bürger/ 
-innen geschieht im Ausschnitt 2. Tanja Gönner (TG, ProS21, Umwelt- und Ver-
kehrsministerin BW) moniert, dass eine Bewertung des Konzepts K21 und damit 
ein Vergleich mit S21 nicht möglich seien, da die Präsentationen von K21 zu dürftig 
seien. Als sie das Betriebskonzept von K21 kritisieren will, wehrt Geißler ab (Z. 4/6). 

Ausschnitt 2: FOLK_E_00068_T10_122-181 (01:59:20-02:02:02)

01   TG   °h (.) uns wurde heute morgen ein    
          betriebskonzept vorgestellt (.) des 
          [funktionieren ] SOlle? (.) 
02   HG   [aber da (.) zu]
03   TG   des fun[ktionie<<all>ren soll ich wÜrde es 
          gern> °h ja herr geißler ich würde diesen]
          gedanken gern AUSführen. 
04   HG          [wir kommen zum betriebskonzept        
          SPÄter.                                  ]
05   TG   °h [uns wurde ein betriebs]konzept 
          ausgeführt das auf einer grundlage ka 
          einunzwanzig baSIERT? 

4 Natürlich sind die impliziten Zuschreibungen der Verstehensfähigkeiten des Publikums ebenso 
eine Konstruktion Geißlers (siehe allgemeiner dazu Deppermann/Schmidt 2016). Anmahnungen 
der Verständlichkeit eröffnen aber weniger Chancen, bestimmte Positionen in der Schlichtung 
geltend zu machen. Sie werden daher nicht problematisiert und ihr konstruierter Charakter wird 
nicht sichtbar. 
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06   HG      [ja des GEHT nich;     ]
07   TG   (.) die so AUSsieht also mit zehn 
          ZUlaufgleisen;=
08        =des bedeutet aber dass ich dann ziemlich 
          viel infrastruktur BAUen muss? 
09        °h un dArüber müssen wir uns unterhalten 
          weil DES die menschen draußen interessiert. 
10   HG   ja wir müssen uns überHAUPT unterhalten;= 
11        =un_öh und zwar über des was jetz im moment
          zur deBATte steht. °h

Gegen Geißlers Zurückweisung legitimiert Gönner ihr Insistieren auf dem Thema 
‚Betriebskonzept K21‘ mit dem Interesse der „menschen draußen“ (Z. 9). Deren 
Betroffenheit durch den Bau von Infrastruktur dient ihr als Begründung, von der 
Themenordnung abzuweichen, deren Einhaltung Geißler in den Zeilen 4/6 for-
dert. Der Schlichter akzeptiert diese Themensetzung nicht (Z. 10/11). Nach einer 
Zusammenfassung der Position von K21 (im Transkript ausgelassen), mahnt Geiß-
ler, zur grundsätzlichen Frage, welches Konzept besser sei, zurückzukehren.

47   HG   °h äh und äh dann ko_ma noch zu den 
          EINzelheiten da kann man dann sagen- 
48        °h äh die KOSten sind so un so- 
49        und DAS geht nich- 
50        und DAS geht nich- 
51        °h aber die müssen doch mal die mÖglichkeit 
          habeN dass sie °h darstellen können wie im 
          prinzip °h nich wahr dieser (.) ka
          EInunzwanzig °h (.) bahnhof °h f
          funktionieren soll (.) im vergleich zu es
          EINunzwanzig.
52        °h des interessiert die LEUte nämlich.= 
53        =DArum geht es. 
54        °h (.) wir streiten net um_n zehntes oder
          neuntes GLEIS?= 
55        =sondern wir streiten DArum, 
56        °h wAs (.) ist (.) BESser.
57        (0.55) 
58   HG   so.=DAS is der punkt. 
59        (0.42) 
60   HG   wAs is BESser. 
61        (0.46) 
62   HG   WIRTschaftlich; 
63        (.) verKEHRlich; °h
64        (0.38) 
65   HG   KOStenmäßig; 
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66        (0.55) 
67   HG   es EINunzwanzig oder kA EINunzwanzig. 
68        (0.52) 
69   HG   DAS is der punkt um den_s geht. (.) 

Geißler verfügt, dass die „EINzelheiten“ (Z. 47) erst später zu diskutieren seien, 
zunächst dagegen das Konzept K21 als solches dargestellt werden solle (Z. 51). Er 
begründet diese Priorität mit dem Interesse der „LEUte“ (Z. 52). Während Gönner 
mit dem Interesse der Menschen für eine detaillierte Diskussion des Betriebskon-
zepts argumentierte, konstatiert Geißler, dass die Leute am Vergleich der gene-
rellen Leistungsfähigkeit der Konzepte S21 vs. K21 interessiert seien (Z. 53–63). 
Geißlers Argumentation impliziert, dass das von ihm zugeschriebene Interesse 
der Bürger/-innen vorrangig sei, ohne aber einen expliziten Bezug zu Gönners 
vorangegangener Inanspruchnahme der Bürger/-innen herzustellen. Geißler 
benutzt das Publikum hier für die Legitimation einer Komplexitätsreduktion auf 
die einfache Frage: „wAs ist BESser“ (Z. 56/60). 

Verweise auf die Bürger/-innen werden in den Schlichtungsgesprächen in 
zweierlei Hinsicht benutzt: 
a)	 um die Verständlichkeit von Beiträgen durch vereinfachte Darstellung und 

größere Explizitheit zu verbessern. Hier ist eine Orientierung am Ideal der 
informierten Entscheidungsfindung und der maximalen Transparenz für alle, 
ungeachtet der unterschiedlichen Wissensvoraussetzungen, leitend. In dieser 
Weise wird nur vom Schlichter auf das Publikum Bezug genommen.

b)	 Die Relevanz von Themensetzungen (und damit der Möglichkeit, bestimmte 
Standpunkte und begründende Fakten vorzubringen) wird mit den Interes-
sen der Bürger/-innen als Betroffenen begründet. In dieser Weise wird sowohl 
von den Parteienvertreter/-innen als auch vom Schlichter auf das Publikum 
Bezug genommen.

In beiden Fällen wird auf die Bürger/-innen stets generisch, mit Allaussagen 
referiert. Auf spezifischere Untergruppen (wie Anwohner/-innen) wird kaum 
Bezug genommen. Indem die Bürger/-innen als homogene Gruppe behandelt 
werden, werden sie als Mehrheitstopos, der argumentative Autorität beansprucht, 
in Anspruch genommen (vgl. Kienpointner 1992, S. 393  f.; Walton 1999). ‚Die 
Bürger/-innen‘ sind eine rhetorische Konstruktion, die interessenbezogen und 
ohne interne Differenzierungen vorgenommen wird. Der Inanspruchnahme der 
Bürger/-innen wird an keiner Stelle widersprochen, doch sie kann, wie in Aus-
schnitt 2, übergangen werden. In den Bezugnahmen des Schlichters auf die 
Bürger/-innen wird das Dilemma deutlich, dass einerseits hinreichende Infor-
miertheit, andererseits Komplexitätsreduktion Verfahrensziele sind. Die Schlich-
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tung wird damit zum Balanceakt zwischen expertischer Überkomplexität und 
tendenziell populistischer Simplifizierung (Deppermann 2015). Letztere tendiert 
immer dazu, einzelne Sachverhalte und damit entsprechende Parteienstandpunkte 
zu bevorzugen und andere auszublenden. 

6.2  �Wahrheitsanspruch und Verfahrensgerechtigkeit 

Ein weiteres Element des deliberativen Demokratieverständnisses ist der Aus-
tausch von Informationen und Argumentationen, bei dem alle Beteiligten die 
gleichen Beteiligungsrechte und -chancen haben und die besseren Argumente 
gewinnen (Habermas 1992, S. 367 f.; Young 2000, S. 23). Der i. d. R. agonale Charak-
ter politischer Auseinandersetzungen, der mit Parteieninteressen und der Anwen-
dung rhetorischer Strategien einhergeht, wie es auch für die S21-Schlichtungsge-
spräche charakteristisch ist (vgl. Thaa 2013, S.  12), steht dem rationalen und 
gerechten Austausch von Argumenten entgegen. 

Wenn Geißler hierdurch die Verfahrensregeln der Schlichtung gefährdet sieht, 
kann er Verstöße sanktionieren. Während er Sanktionierungen wenig persönlich 
formuliert, wenn er das Verständnis seitens der Bürger/-innen gefährdet sieht, 
sind Geißlers Sanktionierungen deutlich persönlicher und moralisierender, wenn 
Beteiligte fundamentale Verfahrensregeln verletzen, wie etwa die Wahrheitsnorm. 

Dies ist zum Beispiel der Fall in Ausschnitt 3. Florian Bitzer (FB, ProS21, Ingeni-
eur) hatte in seinem Vortrag und einer anschließenden Wortmeldung behauptet, 
die neuen Strecken für Stuttgart 21 seien komplett planfestgestellt, der Bauplan 
sei also für alle Teile der Strecken verbindlich geklärt und festgelegt. Die Projekt-
gegnerin Brigitte Dahlbender (BD, ContraS21, Vorsitzende des Bundes für Umwelt- 
und Naturschutz) moniert und korrigiert Bitzers Äußerungen zur Planfeststellung: 

Ausschnitt 3: FOLK_E_00064_T02_c200-225 (01:12:29-01:14:22)

01   BD   herr bitzer wenn sie sAgen (.) es
           einundzwanzig un_die neubaustrecke seien   
           komplett f planfestgestellt °h (.) wissen
           sie dass das !FALSCH! is.
02        °h die gesAmte strecke zwischen rohrer
           kurve und flughafen °h ist zum beispiel  
           NICHT plange festgestellt. 
03        und °h es gilt NACH wie vor die aussage (.)
04        da ham sie in der letzten woche beim 
           letzten gespräch nIcht ALle nicht drauf  
           geantwortet, 
05        °h die aussage dass erst ge mit dem bau 
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           begonnen s äh werden soll vom aufsichtsrat 
           der de be a ge °h wEnn alles gerichtspfest 
           PLANge fehestgestellt is. 
06        °h un_ich bin nIch bereit diese 
           falschaussagen in nebensätzen (.) immer 
           wieder so STEhen zu lassen. 
07        °h und das bitt ich auch zur kEnntnis zu 
           nehmen und da bei der WAHRheit zu bleiben.

Brigitte Dahlbender formuliert eine Wissenszuschreibung an Florian Bitzer (vgl. 
dazu sowie ausführlich zu diesem Beispiel Reineke 2016, S. 151–155) und wirft 
ihm damit vor, er habe bezüglich der Planfeststellung bewusst falsche Behaup-
tungen aufgestellt. Sie verwendet mit „falschaussagen“ (Z. 6) einen juristischen 
Begriff, der explizit auf die Verletzung der Wahrheitsnorm Bezug nimmt, dabei 
jedoch einen persönlichen Angriff vermeidet.5 

Dennoch wiegt dieser Vorwurf der Unehrlichkeit, der auch auf die Persön-
lichkeit zielt (Deppermann 2005, S. 122–141; Luginbühl 1999), stärker als etwa der 
Vorwurf des Nutzens einer rhetorischen Strategie, der auch auf (positiv konno-
tierte) Eloquenz hindeuten kann. 

Heiner Geißler reagiert zunächst neutral und versucht, die Korrektheit von 
Dahlbenders Vorwurf zu klären: 

09   HG   herr BITzer; 
10        (0.41) 
11   HG   sie ham vorhin gesagt es sei 
           PLANfestgestellt.
12   FL   °h also (.) damit hab ich [über]HAUPT kein 
           problem darauf hinzuweisen und zuzustimmen 
           dass einzelne abschnitte noch NICH 
           planfestgestellt sind;
13   HG                             [ja- ] 
14        ((Gelächter und Tischklopfen)) 
15   HG   ja; 
16   FL   meine (.) meine damen und HERRN; (.) 
17        das spielt (.) das spielt überhaupt keine
           ROLle.
18        °h denn (.) die [a al     ]le abschnitte
           beFINden sich in der planfeststellung; 
19   XM                   [(xxx xxx)]

5 Andere Fälle von gegenseitigen Vorwürfen zeigen, dass der Ausdruck ‚Lüge‘ (als stärkerer An-
griff auf die Persönlichkeit des Gegenübers) bewusst vermieden wird, der juristische Ausdruck 
‚Falschaussage‘ jedoch i. d. R. nicht sanktioniert wird. 
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20   FL   und allen bürgerinnen und bürgern die sich 
           dafür intressieren is SONnenklar (.) WO (.) 
           auf den zentimeter genau °h diese strecke 
           zum LIEgen kommen soll; 
21        °h bei (.) den alternativvorschlägen is das 
           den bürgern NICH klar. 
22        und sie SAgen es den bürgern auch nich, 
23        deswegen ham WIR das übernommen.

Geißler fordert zunächst mittels einer Deklarativsatzfrage mit indirekter Redewie-
dergabe eine Stellungnahme von Florian Bitzer ein (Z. 9–11). Durch diese Reak-
tion präsentiert er sich in der Rolle als neutraler Moderator, der klären will, ob es 
für die Diskrepanz in Bitzers Aussage und der Realität der Planfeststellung eine 
unschuldige Erklärung gibt oder ob es sich tatsächlich um einen Täuschungsver-
such seitens Bitzers handelt. 

Während Geißlers neutrale Eingangsfrage eine inhaltliche Erklärung oder gar 
Entschuldigung ermöglicht, reagiert Bitzer mit einer Rechtfertigung und einem 
Gegenvorwurf (Z. 12–23). Er konzediert die Richtigkeit von Dahlbenders Vorwurf 
(vgl. Schwitalla 1996, S. 309 f.), um dann mit extreme case formulations (Pome-
rantz 1986; „überHAUPT kein problem“ und „überhaupt keine ROLle“) dessen 
Irrelevanz zu behaupten (vgl. Reineke 2016, S. 153 f.). Bitzer verweist in seinem 
Gegenvorwurf auf die informierten Bürgerinnen und Bürger (Z. 20–22), für die die 
Streckenverläufe des Alternativkonzepts, K21, nicht klar seien. Bitzer stellt sich 
also als Agent der Öffentlichkeit dar. 

Mit der Relevanzabstufung behandelt Bitzer einen der Zentralwerte der 
Schlichtung, nämlich Wahrheitsorientierung, lokal als irrelevant. Zudem posi-
tioniert er sich als die Instanz, die über diese (Ir-)Relevanz entscheiden darf, 
was einen klaren Verstoß gegen das Verfahren und eine Anmaßung in Bezug 
auf Geißlers Rolle darstellt. 

Geißler reagiert mit einer persönlichen Sanktionierung: 

25   HG   ja aber (.) lieber herr BITzer nich wahr; 
26        des GEHT nich; (.) 
27        dass sie sagen es is was °h 
          PLANfestgestellt was noch gar nich 
          PLANfestgestellt is;
28        °h muss ich jetz generell einfach SAgen. 
29        °hh nicht, äh (.) sonst kriegen wir
30        (0.97) 
31   HG   ich sag_s nOch mal (.) UNfrieden. 
32        (0.31) 
33   HG   muss nicht äh °hh äh (.) noch mal die 
          TEXTstelle (.) zitieren; 
34        des GEHT nicht. 
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Geißler geht nicht auf die von Bitzer angeschnittene sachbezogene Diskussion 
ein und übergeht seine Themenverschiebung auf mangelnde Informationen zum 
Alternativkonzept K21. Er moniert die Verletzung des Wahrheitsanspruchs und 
richtet sich mit „lieber herr BITzer“ (Z. 25) direkt an diesen. Die namentliche Adres-
sierung, obwohl der Adressat ohnehin eindeutig ist, projiziert moralische Kritik 
(Schwitalla 1995; Clayman 2010), die gleich darauf in Form einer persönlichen und 
starken Sanktionierung und der moralischen Zurechtweisung „des GEHT nicht“ 
(Z. 26/34) folgt. Geißler behandelt damit Bitzers Verstoß gegen die Wahrheits-
pflicht als inakzeptabel. 

Geißler wirft Bitzer vor, dass dessen Verhalten dem übergeordneten Ziel der 
Schlichtung, der Befriedung des Konflikts, entgegenstehe (Z. 29/31). Er verweist 
auf eine Textstelle aus dem Matthäus-Evangelium, die er zu Beginn der Sitzung 
zitiert hatte („Selig, die Frieden stiften, denn sie werden Kinder Gottes genannt 
werden“, Mt 5, 9). Diese ‚höhersymbolische‘ (Schütze 1996) religiöse Überhöhung 
der normativen Aussage und die formelhafte Wendung wirken gemeinplatzartig 
und konsensverpflichtend (Drew/Holt 1998). Der Deontik des Bibelverweises ist 
schwer zu widersprechen, und sie ist nicht verhandelbar. Beim Verweis auf den 
potenziellen Unfrieden nickt Bitzer einlenkend. 

Der persönlichen Sanktionierung Bitzers folgen generische deontische For-
mulierungen („generell einfach SAgen“ (Z. 28), „wir“ (Z. 29)). Geißler wendet die 
persönliche Kritik an Bitzer in einen Appell an alle Teilnehmenden, sich an für 
alle verbindliche und nützliche Werte zu halten. Diese Appelle führt er im Folgen-
den fort: 

35   HG   °hh ja,=weil wir uns sonst äh 
36        wir müssen doch äh (.) wir müssen doch äh 
          (.) FAIR;
37        (0.48) 
38   HG   FAIR und EHRlich miteinander umgehen-
39        °h äh und und äh äh nich behauptungen 
          aufstellen die die eigene po position 
          unterMAUern. 
40        °h aber die möglicherweise gar nich RICHtig 
          sind.
41        °hh nich da tun sie sich selber keinen 
          geFALlen.
42        #(0.45) 
          #Abb. 1 
43   HG   °h so jetz gehen wer aber mal WEIter? 
44        (1.62) 
45   HG   °hh äh und äh jetzt äh gebe ich äh das wort 
          dem herrn (0.41) KRETSCHmann.
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Geißler setzt die moralische Sanktionierung mit Bezug auf allgemeine Normen 
der Schlichtung (Z. 36–41) fort. Mit der 1. Pers. Pl. (Z. 35/36) schließt er in seinem 
Appell alle Teilnehmenden ein, grundlegende Normen und Werte wie Frieden, 
Ehrlichkeit und Fairness zu respektieren. Während damit impliziert ist, dass Bit-
zer gegen genau diese Werte verstoßen hat, formuliert Geißler diese Zurechtwei-
sung nicht mehr als explizit persönlich, sondern nutzt Bitzers Verstoß als Res-
source für eine Ermahnung aller Anwesenden. 

Wie auch in anderen Momenten der Schlichtung, appelliert Geißler hier mit 
der suggestiven Abschlussformel „da tun sie sich selber keinen geFALlen“ (Z. 41) 
an das Eigeninteresse des Übeltäters, sich an die Norm zu halten. Ein weiterer 
persönlicher Angriff wird damit vermieden und stattdessen auf das Wohl des ein-
zelnen und damit auch aller abgezielt. Bitzer hebt an dieser Stelle konzedierend 
die Hände (vgl. Abb. 1). 

Abb. 1.: Florian Bitzer hebt nach Geißlers Sanktionierungen einlenkend die Hände  
(©SWR – Stuttgart 21 – Die Schlichtung – 4.11.2010) 

Geißler wendet in Ausschnitt 4 mit der dreischrittigen Frage-Antwort-Evaluation-
Sequenz ein aufwändiges interaktives Verfahren an, um Bitzer dazu zu bringen, 
seine Position öffentlich darzulegen und diese auf Basis seiner eigenen Worte 
zu diskreditieren (Deppermann 2005, S. 188–197). Damit vermeidet Geißler zum 
einen, sich nur auf seine eigene Erinnerung des Gesagten zu stützen, und zum 
anderen, so zu erscheinen, als unterstütze er direkt und parteiisch Dahlbenders 
Gegenposition. Geißler gibt Bitzer die Möglichkeit, seine Position selbst zu revi-
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dieren oder sich zu entschuldigen und somit einer Maßregelung zuvorzukommen. 
Indem dieser auf seiner Position beharrt, produziert er die Evidenz für sein Ver-
halten, die im Folgenden sanktioniert werden kann. Geißler kann somit anlass-
gebunden Position beziehen, ohne seine Unparteilichkeit bzw. Neutralität zu ris-
kieren (vgl. Greatbatch/Dingwall 1990). Wie hier tritt Geißler auch an anderen 
Stellen oft als Agent von normativen Werten auf und legitimiert damit Eingriffe in 
laufende Diskussionen, ohne seine Neutralität zu gefährden. 

Ausschnitt 3 hat gezeigt, dass Geißler den Wahrheitsanspruch als für die Ein-
haltung der Verfahrensregeln fundamentale Norm behandelt, dem die (von Bitzer 
behauptete) Irrelevanz bestimmter Sachverhalte untergeordnet ist. Dieser norma-
tive Wahrheitsanspruch wird jedoch flexibel gehandhabt, wenn Geißler selbst 
Inhalte als irrelevant erachtet, wie es im folgenden Ausschnitt 4 der Fall ist. Ein 
weiterer Unterschied zum vorherigen Ausschnitt 3 besteht darin, dass der Sank-
tionierte nicht wie Bitzer nachgibt, sondern mehrmals auf seinem Standpunkt 
beharrt und damit Geißlers Autorität in Frage stellt. Dies zieht eine regelrechte 
Sanktionierungskaskade nach sich. Der Ausschnitt zeigt, welche Folgeerwartun-
gen Geißler in seiner Rolle als Schlichter und Moderator nach Sanktionierungen 
hat – nämlich das Einlenken der Verursacher/-innen im Dienste der Verfahrens-
regeln. 

Ausschnitt 4 stammt aus einer Diskussion um ein kurz nach der Währungs-
umstellung entstandenes DB-internes Dokument namens BAST. In ihm machte 
die Deutsche Bahn Angaben, aufgrund derer die Projektgegner/-innen vermuten, 
dass die Projektplaner/-innen schon früh davon wussten, dass die Kosten für S21 
deutlich höher als öffentlich behauptet sein würden. Zu Beginn der Sitzung hatte 
Volker Kefer (VK, ProS21, Vorstandsmitglied der DB AG) einen Geldbetrag mit 
dem Verweis auf einen Tippfehler bei der Währungsangabe nach unten korrigiert 
(laut ihm hätte der Betrag in DM statt in EUR angegeben werden müssen). Michael 
Holzhey (MH, ContraS21, Wirtschaftswissenschaftler) verwendet in seinen Folien 
weiterhin den EUR-Betrag, der auch offiziell im BAST-Dokument steht, und argu-
mentiert, dass die DB die Öffentlichkeit bewusst getäuscht haben muss. Volker 
Kefer moniert nun die Verwendung der Zahlen, die er zuvor als Tippfehler korri-
giert hatte. 

Ausschnitt 4: FOLK_E_00070_T04-05_c726-050 (02:35:17-02:37:56)

01   VK   herr HOLZhey;
02        zweitausendZWEI der wert;
03        (.) die vier ZWANzig;
04        wo kommen die HER; 
05        (1.05) 
06   MH   bast; 
07        (0.55) 
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08   VK   das is der wert den ich vorhin 
          RICHtiggestelltha[be. ]
09   MH                    [ja; ]
10        (0.32) 
11   MH   ich SAG j[a;]
12   VK            [a ]HA.
13   MH     [(der aktuelle)]
14   VK   °h[des heißt als ]o mit falschen zAhlen 
          wern falsche arguMENte auf[gebaut.    ]
15   MH                             [<<ff>nein>,]
16        ich habe

Aus Volker Kefers Sicht beharrt Holzhey wider besseres Wissen auf einer Position, 
die bereits widerlegt wurde. Kefer formuliert durch die Konstatierung, er habe 
den Geldbetrag zuvor korrigiert (Z. 8), einen indirekten Vorwurf, vorherige Dis-
kussionen ignoriert zu haben. Er diskreditiert Holzhey damit als unaufrichtig und 
unglaubwürdig (vgl. Luginbühl 1999; Deppermann 2005). Kefers Unterstellung, 
Holzhey nutze falsche Prämissen für sein Argument (Z. 14), suggeriert gar, Holzhey 
halte dies Wissen aus strategischen Gründen absichtlich zurück (Helmer i. Dr.). 
Holzhey weist den Vorwurf hier (Z. 15) und im Folgenden zurück: 

17   MH   ich habe Offen gesagt ich habe hier den 
          BAST wert eingetragen;=
18        =ich hab sogar gesagt dass ich NICHT 
          station und service drin habe; 
19   VK   ich hatte grade ausgeführt dass des DE mark 
          warn un nicht EUro. 
20   MH   ich hatte ausgeführt dass ich ihnen nicht 
          GLAUbe.
21        °h und ich da steht jetzt (.) erst mal 
          aussage gegen AU[Ssage,   ]
22   HG   (grade)         [na GUT ab]er
23        aber des GEHT nicht; 
24        (.) nich wahr;=des ham wer ja nun erÖRtert- 
25        ((Unruhe, Zwischenrufe))

Holzhey verweist auf die Transparenz seiner Darstellung und sogar deren Überer-
füllung (Z. 17–18) und insistiert auf dem EUR-Betrag, während Kefer auf dem DM-
Betrag beharrt (Z. 19). 

Im weiteren Schlagabtausch geht Holzhey durch die strukturelle Übernahme 
von Kefers Formulierung „ich hatte ausgeführt“ (Z. 19/20) maximal in Opposition 
zu Kefer (Goodwin 1990; Coulter 1990). Zudem greift er Kefer durch die Weigerung, 
dessen Ausführungen als wahr zu akzeptieren, sehr explizit in seiner Glaubwür-
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digkeit an und impliziert mit der juristischen Formulierung „aussage gegen AUS-
sage“ (Z. 21), es gebe in der aktuellen Situation kein Entscheidungskriterium für 
die Wahrheit. 

An dieser Stelle interveniert Geißler und sanktioniert Holzhey, wie zuvor Flo-
rian Bitzer in Ausschnitt 3, mit der deontischen Aussage „des GEHT nicht“ (Z. 23), 
die auf die Verletzung einer allgemeingültigen normativen Regel hinweist. Geiß-
ler beruft sich darauf, dass die Währung des Geldbetrags zuvor thematisiert wurde 
(Z. 24) und impliziert damit, dass Unglauben kein hinreichendes Argument sein 
könne. 

Nach einer kurzen Unterbrechung durch einen weiteren Teilnehmer fährt 
Geißler mit seiner Maßregelung fort: 

41   HG   entschul 
42        (.) nein moMENT- 
43        (.) äh verstehen sie;=
44        =ich hab sie (.) äh vorhin schon °h 
          unterBROCHen;
45        (.) äh sie bewegen sich genauso im bereich    
          der spekulaTION jetzt. 
46   MH   nein. 
47   HG   nich des (.) 
48        ja sie behaupten einfach (.)nich wahr des 
          seien DE mark beträge gewesen. 
49        (0.69) 
50   HG   ja (.) oder EUro f öh 
51        u_und der druckfehler sei dem
52        °h das hat im moment (.) !Ü!berhaupt keine 
          bedEUtung. 
53        (0.63)
54   HG   ob die bahn (.) im jahre zweitausendzwei °h 
          äh f (.) äh irgendetwas falsch geSCHRIEben 
          hat-
55        oder i Irgendjemanden falsch inforMIERT 
          hat-
56        °h des is höchstens ein (.) psychologisch 
          moralisches argument das sie ANführen 
          können, 
57        °h zur begründung dass die nich richtig     
          rechnen oder die leute nich richtig 
          inforMIERN.
58        °hh aber wir kommen (.) in dEm punkt net 
          WEIter. 
59        °h verSTEhen sie;
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Geißler sanktioniert Holzhey, indem er dessen Beitrag als Spekulation (Z. 45) und 
einfache Behauptung (Z. 48) bezeichnet und damit bezüglich seiner (potenziel-
len) epistemischen Geltung abwertet. 

Im Folgenden zielt er auf die Ausklammerung des Themas der Währungs-
ungereimtheiten ab. Er verwendet hierfür eine extreme case formulation („!Ü!ber
haupt keine bedEUtung“ in Z. 52) sowie Irrelevanz indizierende Indefinitprono-
men („irgendetwas“, „Irgendjemanden“; Z. 54–55), die die von ihm so bewertete 
Irrelevanz unterstützen. Er verortet die von Holzhey ausgeführten (potenziellen) 
Verfehlungen der DB auf einer „psychologisch moralische[n]“ (Z. 56) Ebene, die 
für die laufende Diskussion unerheblich sei. 

Damit argumentiert er genau im Gegensatz zu seinen Ausführungen im vor-
herigen Ausschnitt 3. Während er dort Wahrheit als unbedingte Norm ansetzt und 
Florian Bitzers Irrelevanz-Argument zurückweist, argumentiert Geißler hier, dass 
aufgrund der von ihm konstatierten Irrelevanz des Sachverhalts die Wahrheit 
nicht geklärt werden müsse. 

Geißler fährt mit seiner Sanktionierung fort und bezieht sich dabei auch auf 
Kefers vorherige Stellungnahme: 

060   HG   des is vo (.) von ihnen eine °h eine 
           !AB!solute vermutung- 
61         mit den äh vier komma zwei milLIArden-
62         °h des hat (.) nun der herr kefer wirklich 
           °h nach meiner auffassung plausibel 
           beANTwortet-
63         es fra [°h                ]
64    XM          [((unverständlich))]
65    HG   <<f>plauSIbel->
66         der herr conradi hat die frage geSTELLT,=
67         es muss ja niemand °h GLAUben-
68         aber für mich war des plauSIbel- 
69         °h un hat jetz im moment mit der 
           schlichtung NIX zu tun.

Geißler kontrastiert hier Holzheys „!AB!solute vermutung“ (Z. 60) mit der Plausi-
bilität von Kefers Stellungnahme (Z. 62/68). Dessen Beteuerung zu Beginn der Sit-
zung, es handele sich lediglich um einen Tippfehler, wird von Geißler von Beginn 
an als glaubwürdig verteidigt, ohne dass Kefer einen Beleg für seine Behauptung 
vorbrachte.6 Geißler misst bei der Bewertung von Holzheys und Kefers Äußerun-

6 vgl. Geißlers Verteidigungen Kefers nach Kritik an diesem aus dem Plenum: „des kann ja SEIN.“, 
„der herr kefer sagt sie ham sich verTIPPT.“ (FOLK_E_00070_T01_c622 und 628) 
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gen mit zweierlei Maß: Während unbelegte Beteuerungen in der einen Situation 
ausreichen, werden in der anderen Situation ähnliche Beteuerungen als unange-
messene Spekulation zurückgewiesen. 

Auf Geißlers Zurückweisung von Holzheys Sicht und die erneute Betonung 
der Irrelevanz des angesprochenen Sachverhalts erfolgt eine weitere Gegenrede 
Holzheys: 

082   MH   herr doktor geißler äh (.) jetz (.) muss  
           ich wirklich darum BITten.= 
083        =wenn sie über (0.28) zwAnzig jahre 
           bahnpolitik verFOLgen.=
084        =und sie stoßen immer wieder auf das 
           gleiche phänoMEN. °h
085   HG   ja aber des [war bis jetzt] nun (.) 
086   MH               [wir reden    ] 
087   HG   [entSCHULdigung. ]
088   MH   [äh moment wir re]den über das
           GLAUBwürdigkeitsthema. 
089        glaubwürdigkeit is logisch (.)is 
           erFAHrungsbasiert.=
090        =sonst (.) ka_man nich über 
           glaub[würdigkeit        ]
091   HG	   [nich aber wir mach]en eine 
           FAKtenschlichtung und nich eine 
           spe[kulaTIO]NSschlichtung. 
092   MH      [RICHtig.] 
093        (0.42) 
094   TG   (glaubwürdig) ((unverständlich)) 
095   HG   h° 
096        (0.16) 
097   HG   also jetz geh mer mal WEIter? nich wahr; 
098   MH   [bei k bei köln                         ]
099   HG   [(so) und wir warten jetz immer noch auf] 
           die FAKten.
100   MH   bei köln frankfurt kamen vorher geNAU die 
           gleichen argumente. 
101        wir ham sechzig ingeNIEURbüros <<all>und so 
           weiter.=also>
102        (0.22) 
103   MH   das kann man s so nich HINnehmen. 
104        (0.37) 
105   MH   °h <<h>gut-> äh 
106        (0.51) 
107   HG   also jetz machen sie bitte wei (.) äh ich 
108        verstehen sie ich hab gar nix (.) äh gegen 
           ihren VORtrag;= 
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109        =aber °h ich wehre mich jetz dagegen dass 
           sie die zeit verschwenden mit spekulaTION. 
110        (0.43) 
111   MH   <<t>ja.>
112        (0.42) 
113   HG   BITte schön- 
114        (0.4) 
115   MH   ich mei (.) meine dass die öffen äh öff 
           öffentlichkeit en ANrecht darauf hat. °h 
116   HG   aber aber nicht auf spekulaTION. 

Holzhey insistiert auf der Infragestellung der Glaubwürdigkeit der Angaben der 
DB und lenkt nicht ein wie viele andere Teilnehmende (vgl. die Ausschnitte 1–3). 
In seiner Replik wirft er der DB habituelle Unglaubwürdigkeit vor (Z. 82–90) und 
verweist als Beleg auf die letzten 20 Jahre Bahnpolitik (Z. 83). Er macht explizit, 
dass es ihm um erfahrungsbasierte (Un-)Glaubwürdigkeit der DB geht (Z. 89). 

Geißler unterbricht Holzhey und kontrastiert die von ihm angestrebte und 
usuell als solche bezeichnete „FAKtenschlichtung“ mit der Ad-hoc-Kategorisierung 
„spekulaTIONSschlichtung“ (Z. 91), der er Holzheys Beitrag zurechnet und die als 
inadäquat ausgeschlossen wird. Stattdessen möchte er mit der Diskussion unter 
Ausklammerung des Themas ‚(Un-)Glaubwürdigkeit der DB‘ fortfahren (Z. 97). 

Holzhey wiederum akzeptiert die Ausklammerung erfahrungsbasierter Argu-
mente für die Unglaubwürdigkeit der DB nicht: Simultan zu Geißlers Aufforde-
rung, Fakten zu liefern (Z. 99), verweist Holzhey auf Erfahrungen mit anderen 
Großprojekten (Z. 98/100–101), um die Relevanz des Sachverhalts für die Diskus-
sion zu legitimieren. 

Nach einer Herunterstufung seiner Sanktionen als nicht persönlich gemeint 
(Z. 108), stigmatisiert Geißler Holzheys Ausführungen erneut als Spekulation sowie 
als Zeitverschwendung (Z. 109). Holzhey gibt abermals nicht nach, sondern stellt 
sich als Agent und Aufklärer der Öffentlichkeit dar (Z. 115), was von Geißler wie-
derum mit erneutem Verweis auf Spekulation unterbunden wird (Z. 116). 

Wie hier geriert Geißler sich regelmäßig als Agent normativer Werte und legi-
timiert damit Eingriffe in laufende Diskussionen, etwa mit der Begründung, dass 
bei mangelnder Faktizität, also mangelnder Güte oder Verlässlichkeit von Argu-
menten, Verfahrensregeln gefährdet seien und eine Diskussion darüber irrelevant 
sei. 

Bei einer Gesamtbetrachtung der Schlichtungsgespräche ist dies oft nicht 
sachgerecht. Zum einen wird an vielen Stellen die Orientierung an der Wahrheit 
als Norm deklariert; aber die Diskussionen demonstrieren oft genug, dass es die 
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absolute Wahrheit nicht gibt bzw. sie im Kontext der Verhandlung nicht festge-
stellt werden kann. Das Ausspielen von angemessenen Fakten gegenüber unan-
gemessener Spekulation erscheint damit zumindest zu simplifizierend. 

Zum anderen äußern Teilnehmende der Schlichtung sich auch in anderen 
Kontexten im Laufe der Schlichtung notgedrungen spekulativ. Viele Präsentatio-
nen und Argumente enthalten Spekulationen im Sinne von Annahmen, Vorher-
sagen und statistischen Erwartungen, etwa was Kosten und geologische bzw. 
ökologische Risiken angeht – dies wird jedoch sonst i. d. R. nicht als Spekulation 
sanktioniert oder als irrelevant ausgeschlossen. Im Laufe seines Vortrags bringt 
Holzhey mehrere erfahrungsbasierte Belege dafür an, dass die DB in der Vergan-
genheit mit zu gering angesetzten Kosten agierte, um Projekte durchsetzen zu 
können. Diese faktischen Belege aus der Vergangenheit sind tatsächliche Erfah-
rungswerte. Dennoch werden sie in ihrer Aussagekraft von Geißler als unfundiert 
behandelt, im Gegensatz zu Erwartungswerten auf Basis von Statistiken, deren 
Faktizität ebenfalls zweifelhaft ist, die in anderen Momenten der Schlichtung aber 
akzeptiert werden. 

Als politische Schlichtung sind Aspekte wie Glaubwürdigkeit und Erfahrungen 
mit vergleichbaren Projekten unverzichtbar zur Entscheidungsfindung. Der Begriff 
‚Faktenschlichtung‘ und die Nutzung des Stigmaworts ‚Spekulation‘ erscheinen 
vor diesem Hintergrund als rhetorische Konstruktionen, die den Schlichtungsfall 
moralisch reinigen sollen, um ihn interaktiv überhaupt bearbeitbar zu machen 
und einen explosiven Konflikt durch das Offenlegen von unterschiedlichen Partei-
eninteressen auszuschließen. Damit wird die Veranstaltung im Grunde aber für 
politisch Interessierte delegitimiert, und wesentliche Ursachen der Proteste und 
somit auch der Schlichtung (etwa undurchsichtige Entscheidungsprozesse und  
erwartbare Kostensteigerungen von Großprojekten) werden damit übergangen. 

Insgesamt verlaufen Sanktionierungen durch den Schlichter Geißler unter-
schiedlich. Dies ist zum einen davon abhängig, was sanktioniert wird: Sanktio-
nen einer Ausführung als irrelevant aufgrund einer zu hohen (technischen) Detail-
genauigkeit werden i. d. R. schneller abgehandelt als etwa Sanktionen aufgrund 
von Verstößen gegen die Wahrheitsnorm, wie sie hier im Fokus standen. Der Ver-
lauf hängt zum anderen aber auch maßgeblich davon ab, wie die sanktionierten 
Personen selbst reagieren. Gestehen Personen ihr Fehlverhalten ein, werden per-
sönliche Sanktionen häufig zu allgemeingültigen deontischen Appellen, an denen 
alle Teilnehmenden ihr zukünftiges Handeln orientieren sollen. Verteidigen Per-
sonen ihr Verhalten und stellen damit Geißlers Autorität in Frage, werden anschlie-
ßende Interventionen Geißlers hingegen schärfer und persönlicher – eine für 
Auseinandersetzungsprozesse typische Eskalationsdynamik (Deppermann 2005, 
Kap. IV.2 und 4). 
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7  �Diskussion 
Unsere Untersuchung zielte darauf ab, aus interaktionslinguistischer Sicht zu 
prüfen, wie Prinzipien deliberativer Demokratie in den Schlichtungsgesprächen 
zu Stuttgart 21 umgesetzt wurden. Die Untersuchung fokussierte auf das Han-
deln des Schlichters Heiner Geißler, da dieser als Verfahrenswalter und für die 
Gesprächsorganisation Verantwortlicher die Instanz ist, welche in erster Linie für 
die Einhaltung solcher Prinzipien sorgen kann. 

In unseren Untersuchungen zeigte sich, dass Geißler regelmäßig im Dienste 
von Verständlichkeit und Bürgerinteresse agiert. Er interveniert in sehr kom-
plexe, unstrukturierte oder fachsprachliche Darstellungen von Expert/-innen und 
Parteienvertreter/-innen durch Reparaturinitiierungen. Dies geschieht in Form 
von auf Vereinfachung abzielenden Fragen und Reformulierungen (Helmer 2021), 
durch Veranlassung von Begriffsklärungen und Erläuterungen sowie durch Ini-
tiativen zur transparenten Strukturierung der Diskussion. Seine Interventionen 
dienen dem Demokratieideal der informierten Meinungsbildung: Das Schlich-
tungsverfahren wird so gestaltet, dass es alle Beteiligten auf den gleichen Wis-
sensstand bringen soll. Dies hat eine Komplexitätsreduktion von Inhalten und 
Verfahren zur Folge, mit der sich ein Balanceakt zwischen Expertisierung des 
Publikums und Simplifizierung der Sachverhalte verbindet (Deppermann 2015). 
Die Bürger/-innen werden rhetorisch als homogene Masse von Laien behandelt 
und damit als argumentative Ressource der Interaktionssteuerung und Durch-
setzung der eigenen Agenda des Schlichters geltend gemacht. 

Neben vollständiger und verständlicher Information orientiert sich Geißler 
an weiteren Normen und Werten deliberativer Demokratie, namentlich der Sicher-
stellung gleicher Beteiligungsrechte der Parteien und der Realisierung und Ein-
haltung einer quaestio-bezogenen Argument-Gegenargument-Struktur, die Trans-
parenz und die Möglichkeit der Stellungnahme der Parteien zu allen quaestiones 
garantiert.

Diese Normen und Werte sind aber nicht einfach nur faktische Leitlinie für 
Geißlers Handeln. Er stellt sie auch rhetorisch in den Dienst seiner eigenen Inter-
essen der Verfahrensdurchführung, etwa um Konflikte zu unterbinden oder The-
men auszugrenzen. Geißler bringt normative Kriterien teilweise uneinheitlich zur 
Geltung, z. B. was die Zulassung von Plausibilitätsargumenten oder die Priorisie-
rung von Verfahrenswerten angeht. So gewichtet er manchmal Wahrheits- und 
Präzisionsansprüche höher als Themenrelevanz, in anderen Fällen ist es umge-
kehrt. Sanktionierungen und kommunikative Freiheitsgrade der Beteiligten sind 
nicht uniform: Rhetorisch versierte, höfliche und Geißlers Autorität markiert res-
pektierende Sprecher/-innen erfahren weniger (harsche und moralisierende) Sank-
tionierungen und haben größere Beteiligungschancen.
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In den Schlichtungsverhandlungen findet sich also sowohl eine faktische 
Umsetzung einiger zentraler Elemente deliberativer Demokratie als auch ihre 
rhetorische und interessengebundene Nutzung als rhetorische Ressource der 
Gesprächssteuerung, sowohl durch den Schlichter als auch durch die Parteien
vertreter/-innen und Expert/-innen. Während aber vor allem das Ideal der infor-
mierten Meinungsbildung sehr umfassend umgesetzt wird, wird die genuin poli-
tische Motivation des Schlichtungsanlasses weitestgehend ausgeklammert. Mit 
dem Konstrukt der ‚Faktenschlichtung‘ werden die Bürger/-innen zu Expert/-innen 
für Fachthemen, wobei die politische Diskussion des Wünschenswerten und Abge-
lehnten aus dem Verfahren ausgeklammert wird. Der Schlichterspruch jedoch, 
der aus dieser Faktenschlichtung resultierte, wurde ohne weitere politische Dis-
kussion als maßgeblich akzeptiert. Hier zeigt sich eine grundlegende Paradoxie 
des Verfahrens: Der Versuch, die Auseinandersetzung durch die Beschränkung 
auf verifizierbare Fakten zu befrieden, entzieht dem Verfahren gerade die Dimen-
sion, die es im Vorfeld motivierte. Damit aber droht das Verfahren genau nicht die 
gegensätzlichen Interessen zu adressieren, die die Schlichtung selbst notwendig 
machten.
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